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E-Democracy in deutschen
Kommunen
Eine kritische Bestandsaufnahme
von Lars Holtkamp, FernUniversität Hagen
Seit Ende der 90er Jahre werden in
Deutschland die ersten anspruchsvolleren
netzgestützten Bürgerbeteiligungsinstru-
mente in der kommunalen Praxis implemen-
tiert. Ein Vergleich von netzgestützten mit
konventionellen, nicht netzgestützten Ver-
fahren zeigt, dass Bürgerbeteiligung im
Netz noch erhebliche Rückstände aufweist:
zumindest bisher sind diese Instrumente
und Verfahren sozial unausgewogen, zu
wenig an den politischen Entscheidungs-
prozess angebunden und geben für die
kommunale Planung nur begrenzt auf-
schlussreiche Informationen.
Die Diskussion über E-Governance findet in
Deutschland in zwei vollkommen unterschied-
lichen Arenen statt. In der einen Arena treffen
sich Verwaltungspraktiker und private Anbie-
ter, um konkret umsetzbare Lösungen im Be-
reich des E-Government zu diskutieren. In der
anderen Arena versammeln sich Wissen-
schaftler und „Visionäre“, um über die Poten-
ziale der E-Democracy zu debattieren und die
Veränderungen der repräsentativen Demokratie
durch den Einsatz des Internets zu analysieren.
In dieser Arena wurden bisher kaum konkret
umsetzbare Instrumente entwickelt, so dass
dieser Diskurs auf ein eingeschränktes Interes-
se in der politischen Praxis stößt. Allerdings
starteten in der letzten Zeit Initiativen von Sei-
ten der Wissenschaft, die versuchen, eine
Brücke zwischen diesen beiden Arenen zu
schlagen. Was zaghaft mit einer Debatte über
E-Voting begann, dessen Potenziale aufgrund
rechtlicher Probleme und der Dominanz „nicht-
technischer“ Gründe für Wahlenthaltung nur
begrenzt nutzbar sind, wird heute in der Ent-
wicklung von Instrumenten fortgesetzt, die eine
themenzentrierte Beteiligung an politischen
Entscheidungsprozessen gewährleisten sollen
(Marcinkowski und Irrgang 1999, S. 29f.; Ku-
bicek und Wind 2001). Dabei richtet sich das
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Augenmerk v. a. auf die Kommunen, weil Bür-
ger auf dieser Ebene in der Regel an ihrem
räumlichen Umfeld eher interessiert sind und
über das notwendige Wissen verfügen (Holz-
nagel und Hanßmann 2001). Daneben liegt die
Vermutung nahe, dass die politischen Ent-
scheidungsträger auf der kommunalen Ebene
gegenüber Bürgerbeteiligung etwas aufge-
schlossener sein dürften als auf Landes- und
Bundesebene.
In diesem Beitrag soll geklärt werden, in-
wieweit netzgestützte Beteiligungsinstrumente
praxistauglich sind und welche Vor- und
Nachteile sie gegenüber nicht netzgestützten,
also „konventionellen“ Beteiligungsinstru-
menten haben. In einem ersten Schritt werden
allgemeine Entwicklungstrends des kommu-
nalen Entscheidungssystems skizziert, um dann
in einem zweiten Schritt die Potenziale und
Probleme von netzgestützten Beteiligungsin-
strumenten auf der Basis von Fallstudien her-
auszuarbeiten. Die Analyse richtet dabei ihren
Fokus weniger auf technische Detailfragen als
auf Fragen der sozialen und politischen Um-
setzbarkeit von Elementen der E-Democracy.
1 Kommunalpolitik zwischen Partizipation
und Rationalisierung
In der Diskussion über E-Governance wird das
Internet als Instrument zur Rationalisierung
und Demokratisierung diskutiert (Bechmann et
al. 2001). Beide Trends spielen auf der kom-
munalen Ebene eine weitaus wichtigere Rolle
als auf Landes- und Bundesebene.
Partizipative Trends
Seit Mitte der 90er Jahre kommt es auf der
kommunalen Ebene zu einem regelrechten
„Partizipationsboom“. Beispielsweise werden in
den Kommunen vielfach Runde Tische im
Rahmen der Lokalen Agenda, der Sozialen
Stadt und des Stadtmarketings eingerichtet und
neue Beteiligungsinstrumente (Perspektiven-
werkstätten, Mediationsverfahren etc.) einge-
setzt.
Im Gegensatz zur ersten Partizipations-
welle Anfang der 70er Jahre werden Beteili-
gungsverfahren von den Kommunen freiwillig
eingesetzt. Dieser Trend erscheint durchaus
erklärungsbedürftig, weil der Einsatz von Betei-
ligungsinstrumenten die Entscheidungskompe-
tenz von kommunalen Vertretungskörperschaf-
ten beschränken kann. Zwar bleibt im Gegensatz
zu Bürgerbegehren die Entscheidungskompe-
tenz bei Beteiligungsverfahren formal beim
Gemeinderat, Beteiligungsinstrumente können
jedoch auch in erheblichem Maße öffentlichen
Druck auslösen, der die Spielräume „schlei-
chend“ begrenzen kann (Schneider 1997).
Im Rahmen unseres Forschungsprojektes
„Bürgerkommune“, das von der Hans-Böckler-
Stiftung finanziert wird, haben wir uns aus-
führlich mit den Ursachen für diese zweite
Partizipationswelle in den Kommunen be-
schäftigt (download unter http://www.fernuni-
hagen.de/
POLAD/Projekt.htm).
Unter den möglichen Gründen für diesen
Partizipationsboom spielen erstens die Verän-
derungen der kommunalen Rahmenbedingun-
gen eine bedeutende Rolle. Beispielsweise hat
die bundesweite Reform der Gemeindeordnun-
gen dazu geführt, dass mit der Einführung der
Direktwahl des Bürgermeisters und der Mög-
lichkeit der Bürgerbegehren Elemente der di-
rekten Demokratie implementiert wurden. Ver-
schiedene Untersuchungen zeigen, dass sich
Bürgermeisterkandidaten bürgernah präsentie-
ren müssen, um direkt gewählt zu werden
(Holtkamp 2002a). Gerade in größeren Städten
soll Bürgernähe durch eine verstärkte Beteili-
gung von Bürgern und eine forcierte Kun-
denorientierung der Verwaltung vermittelt
werden. Nicht nur die Einführung der Direkt-
wahl, sondern auch der Bürgerbegehren haben
zur Folge, dass freiwillige Beteiligungsange-
bote in verstärktem Maße eingesetzt werden,
sei es, um einen Bürgerentscheid zu verhindern
oder nach einem gescheiterten Bürgerentscheid
die polarisierte Stimmung zu „besänftigen“.
Zweitens wurden Beteiligungsverfahren
ab Mitte der 90er Jahre in ganz erheblichem
Maße finanziell von Bund und Ländern geför-
dert (die sog. „goldenen Zügel“). Zum Teil war
die Beteiligung der Bürger sogar die Voraus-
setzung dafür, um in den Genuss von Förder-
geldern für Investitionen oder Planungskon-
zepte zu kommen.
In unserem Forschungsprojekt haben wir
eine schriftliche Befragung aller Ratsmitglieder
in zwei Mittelstädten (Arnsberg und Schwäbisch
Gmünd) durchgeführt, um weitere Motive für
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mehr Bürgerbeteiligung in Planungsprozessen
zu erheben. Folgende vier Motive wurden von
den Ratsmitgliedern mit fast gleicher Gewich-
tung genannt (Bogumil und Holtkamp 2002):
 durch Beteiligung mehr über die Bedürfnis-
se der Bürger zu erfahren und von ihrem
Wissen zu profitieren,
 Widerstände gegen Planungsvorhaben zu
reduzieren,
 durch frühzeitige Beteiligung Fehlinvesti-
tionen zu vermeiden und
 Politikverdrossenheit abzubauen.
In den halbstandardisierten Interviews nannten
Fraktions- und Verwaltungsspitzen ein weiteres
Motiv für den Partizipationsboom: Inzwischen
sei es einfach modern geworden, die Bürger zu
beteiligen, weil dies von den Bürgern und der
Öffentlichkeit erwartet werde, unabhängig
davon, ob ein konkreter Nutzen zu erwarten ist
oder nicht.
Zusammenfassend kann man festhalten,
dass die kommunalen Vertretungskörperschaf-
ten Beteiligungsverfahren häufig nicht unbe-
dingt freiwillig einsetzen. Vielmehr geben sie
dem Druck von „oben“, der durch die Gemein-
deordnungsreform und die „goldenen Zügel“
ausgelöst wurde, und dem Druck von „unten“
nach, der aus der Forderung nach mehr Partizi-
pation und aus dem Widerstand gegen kommu-
nale Planungsprojekte resultierte.
Darüber hinaus lassen sich aus der Partizi-
pationsforschung v. a. zwei positive Schlüsse
für den Einsatz von E-Democracy in der kom-
munalen Praxis ziehen:
Zum einen stößt die Beteiligung von Bür-
gern, aus welchen Motiven auch immer, auf ein
außerordentlich großes Interesse auf Seiten der
kommunalen Entscheidungsträger. Zum ande-
ren beteiligen sich Bürger in einem stärkeren
Maße an diesen Verfahren, sofern sie konkrete
Planungsprobleme betreffen. Von einer gene-
rellen Politikverdrossenheit (im Gegensatz zur
Politikerverdrossenheit) kann also kaum die
Rede sein.
Rationalisierungstrends
Seit Anfang der 90er Jahre befinden sich die
Kommunen in einer (scheinbar nicht enden
wollenden) Haushaltskrise (Holtkamp 2000a,
2002b). Dabei ist vor allem zu betonen, dass die
Haushaltskrise die Kommunen härter trifft und
damit zu einem stärkeren Konsolidierungsdruck
als auf Landes- und Bundesebene führt. Im Ge-
gensatz zum E-Government hat dies für den
Einsatz von E-Democracy in der kommunalen
Praxis ausschließlich restriktive Folgen.
Angesichts der finanziellen Rahmenbedingun-
gen müssen Kommunen in der Praxis Prioritäten
setzen. Unter dem Gesichtspunkt der Haushalts-
konsolidierung stellen Beteiligungsverfahren
lediglich freiwillige und unrentierliche Aufga-
ben dar, bei denen der Rotstift der Kämmerer in
der Regel zuallererst ansetzt. Darüber hinaus hat
die Haushaltskrise zur Folge, dass die Umset-
zung von Beteiligungsergebnissen immer prekä-
rer wird. Wenn man Bürger nach allen Regeln
der Kunst in aufwendigen Verfahren beteiligt,
ist oftmals bereits das Budget aufgezehrt, das für
die Umsetzung der Beteiligungsergebnisse zur
Verfügung stand.
Einzelne anspruchsvolle und damit in der
Regel auch kostenträchtige Elemente der E-
Democracy werden sich in der kommunalen
Praxis wahrscheinlich nur dann dauerhaft durch-
setzen können, wenn sie erhebliche Vorzüge im
Vergleich zu konventionellen Beteiligungsin-
strumenten aufweisen können.
2 Netzgestützte Beteiligungsinstrumente
Um die Vor- und Nachteile von netzgestützten
Beteiligungsinstrumenten bestimmen zu kön-
nen, empfiehlt es sich, konventionelle Beteili-
gungsverfahren zu analysieren. Im Rahmen des
Forschungsprojektes „Bürgerkommune“ haben
wir den befragten Ratsmitgliedern in unseren
beiden Untersuchungsgemeinden neun mögli-
che Probleme von Bürgerbeteiligung vorgelegt.
Auf den ersten drei Plätzen lagen, gemessen am
arithmetischen Mittel der Zustimmungswerte,
die folgenden Probleme:
 Viele Ergebnisse von Bürgerbeteiligungs-
verfahren werden nicht umgesetzt, was die
Politikverdrossenheit der Bürger verstärken
kann.
 Bürgerbeteiligung weckt höhere Ansprüche
an Politik und Verwaltung, die diese häufig
nicht erfüllen können.
 An Bürgerbeteiligungsverfahren nimmt im-
mer derselbe kleine Kreis von interessierten
Bürgern teil.
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Eine nahezu identische Reihenfolge ergab sich
bei der schriftlichen Befragung aller Mitarbei-
ter der Stadtverwaltung in den beiden Untersu-
chungsgemeinden. Diese Aussagen lassen sich
zu zwei zentralen Problemstellungen bündeln:
Erstens ist Bürgerbeteiligung sozial selek-
tiv, da nur ein kleiner Kreis der Bürger durch
Beteiligung erreicht wird, der keineswegs für
die gesamte Bürgerschaft repräsentativ ist.
Daneben wird von den Ratsmitgliedern hervor-
gehoben, dass Partei- und Vereinsvertreter
stark überrepräsentiert sind. Die sozial selekti-
ve Zusammensetzung kann dazu führen, dass
eines der aus Sicht der kommunalen Entschei-
dungsträger wesentlichen Ziele von Bürgerbe-
teiligung – der Abbau von Politikverdrossen-
heit – verfehlt wird, wenn es nicht gelingt,
politikverdrossene Bürger zu erreichen. Dar-
über hinaus ist zu befürchten, dass die Interes-
sen der sozial aktiven Mittelschicht durch Bür-
gerbeteiligung noch stärker in die kommunalen
Entscheidungsprozesse eingehen, und dass dies
möglicherweise auf Kosten der unzureichend
beteiligten Bevölkerungsgruppen geht.
Zweitens führt Bürgerbeteiligung häufig
nicht zu einem nachhaltigen Umgang mit Betei-
ligungsressourcen. Das heißt, dass die Bereit-
schaft, sich zu beteiligen, durch die Teilnahme
an Beteiligungsangeboten eher verringert wird,
weil die Bürger selten Umsetzungserfolge se-
hen. Die Umsetzungsdefizite sind einerseits auf
die restriktiven Rahmenbedingungen im Zuge
der Haushaltskrise und andererseits auf ver-
deckte Widerstände von Seiten der Kommunal-
politik zurückzuführen. So haben Kommunal-
politiker aus den dargelegten Gründen zwar ein
ausgeprägtes Interesse an dem Einsatz von Be-
teiligungsverfahren, aber ein geringes Interesse,
die Beteiligungsergebnisse hinterher auch wirk-
lich umzusetzen.
In einem systematischen Vergleich von
konventionellen Beteiligungsverfahren konnte
gezeigt werden, dass diese Probleme in erheb-
lichem Maße von den entsprechenden Beteili-
gungsinstrumenten abhängen (Holtkamp
2000b). Dies betrifft nicht nur die Frage, wie
eine relativ repräsentative Zusammensetzung
der Teilnehmer erreicht werden kann, sondern
auch, wie die Beteiligungsergebnisse von den
politischen Entscheidungsträgern eingeschätzt
und in den politischen Prozess eingebunden
werden.
Im Folgenden werden die Ergebnisse der
wenigen, bereits vorliegenden Fallstudien zur
netzgestützten Beteiligung in Deutschland
skizziert. Dabei werden Fragen der sozialen
Zusammensetzung von Beteiligungsverfahren
und der Umsetzung von Beteiligungsergebnis-
sen in besonderem Maße berücksichtigt. Ein-
bezogen werden nicht Chats, Abstimmungsak-
tionen und unmoderierte Webboards, sondern
relativ anspruchsvolle netzgestützte Beteili-
gungsinstrumente, weil von diesen sicherlich
mehr Impulse für kommunale Planungs- und
Entscheidungsprozesse zu erwarten sind.
Im Hinblick auf die soziale Zusammenset-
zung spricht einiges dafür, dass man über das
Internet häufig nur einen Adressatenkreis an-
sprechen kann, der bereits von anderen Partizi-
pationskanälen hinreichend Gebrauch macht.
Dies belegen auch bundesweite Daten zur In-
ternetnutzung, die eine deutliche Überreprä-
sentanz von Männern mit hohen Bildungsab-
schlüssen bei den Internetanschlüssen zeigen
(Kubicek 2001, S.176), die auch bei konven-
tionellen Bürgerbeteiligungsverfahren überre-
präsentiert sind.
Oscar W. Gabriel hat diese Hypothese
nicht nur anhand der Verteilung von Internet-
anschlüssen, sondern auch im Rahmen einer
multivariaten Analyse von Daten des Euroba-
rometers untersucht und sie, mit Ausnahme
einer Bevölkerungsgruppe, bestätigt:
„Die sehr kleine Gruppe von Personen, die
ein Interesse an virtuellen Diskussionen mit
Politikern bekundet, entstammt überpropor-
tional den höheren Bildungsgruppen, der
Schicht der Manager und leitenden Ange-
stellten und den männlichen Bevölkerungs-
gruppen. Interessant ist allerdings die Tatsa-
che, dass sich nach einer Kontrolle des Bil-
dungsniveaus und der Berufstätigkeit der im
Allgemeinen typische Alterseffekt auf die
politische Beteiligung abschwächt und die
Unterschiede zwischen den Altersgruppen
statistisch insignifikant werden lässt... Es hat
also den Anschein, als bestünde die Chance,
jüngere Menschen durch den Einsatz neuer
Informations- und Kommunikationsmedien
an den politischen Prozess heranzuführen“
(Gabriel 2001, S. 195 f.).
Darüber hinaus könnte es Schuppan und
Reichard zufolge (2002, S. 4) gelingen, durch
internetgestützte Beteiligungsverfahren weitere
Bevölkerungsgruppen (z. B. Jugendliche und
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unorganisierte Bürger) zumindest in einem
gewissen Maße anzusprechen und stärker zu
beteiligen, während die konventionellen Betei-
ligungsverfahren von Vereins- und Parteiver-
tretern dominiert werden. Auf diese Weise
könnten netzgestützte Beteiligungsverfahren
dazu beitragen, die etablierten korporatisti-
schen Strukturen „aufzuweichen“.
Das Bremer Fallbeispiel
Ein gut dokumentiertes Beispiel für nicht dia-
logorientierte1 netzgestützte Beteiligungsin-
strumente ist die Online-Meinungsumfrage im
Bremer Ortsteil Horn-Lehe.
Hilmar Westholm von der Universität
Bremen hat in diesem Stadtteil eine Online-
Umfrage in Kooperation mit dem Ortsamt zu
einer bereits realisierten, aber außerordentlich
umstrittenen Verkehrberuhigungsaktion (Sper-
rung von Straßenteilen mit Pollern) durchge-
führt (Westholm 2002a, b). Nach mehrmaliger
Bekanntgabe der Fragebogenaktion in der Lo-
kalpresse konnten die Fragebögen nicht nur vom
Ortsamt abgeholt, sondern auch aus dem Netz
herunter geladen, online ausgefüllt und per Post
oder Netz zurückgeschickt werden. Hilmar
Westholm zufolge hat sich dieses „multikanali-
ge“ Vorgehen bewährt, da insgesamt über 800
Fragebögen von den Bürgern zurückgeschickt
wurden und spezifische Bevölkerungsgruppen
(z. B. die Bewohner eines Altenheims) einbezo-
gen werden konnten. Allerdings wies auch der
Teilnehmerkreis der Online-Befragung erhebli-
che soziale Schieflagen auf. Zum einen überwog
die Altersgruppe zwischen 40-59 Jahren.
Gleichzeitig stimmten nur relativ wenig Ju-
gendliche und junge Erwachsene online ab. Zum
anderen waren „nur“ 39 % der Online-Abstim-
mer weiblich. Darüber hinaus stimmten einige
Personen mehrfach ab. Nicht zuletzt deuteten
die Umfrageergebnisse nicht in eine eindeutige
Richtung: Das Ergebnis der Meinungsumfrage
war, dass 48 % der Befragten für die Sperrung,
39 % für die Wiederöffnung und 11 % für eine
Alternativlösung waren. Von daher kann die
Frage nach der Umsetzung von Beteiligungser-
gebnissen in diesem Fallbeispiel nicht präzise
beantwortet werden.
Vergleicht man Online-Meinungsum-
fragen mit schriftlichen Bürgerbefragungen, die
auf Stichproben basieren und die bereits in
vielen Kommunen durchgeführt wurden, ergibt
sich folgendes Bild:
 Schriftliche Bürgerbefragungen sind nur
unwesentlich teurer als eine Online-Um-
frage mit „multikanaligem“ Vorgehen.
 Durch die Ziehung einer repräsentativen
Stichprobe und bei einer zu erwartenden
Rücklaufquote von ca. 35-40 % bei schrift-
lichen Bürgerbefragungen dürfte darüber
hinaus der Teilnehmerkreis deutlich gerin-
gere soziale Schieflagen aufweisen (Deut-
scher Städtetag 1997).
 Mehrfachabstimmungen können bei schrift-
lichen Befragungen einfacher unterbunden
werden.
 Repräsentative Bevölkerungsumfragen stel-
len für die Kommunalpolitik wesentlich in-
teressantere Informationen zur Verfügung als
Onlineumfragen. Während Online-Abstim-
mungen bei stark umstrittenen Projekten
aufgrund von Mehrfachabstimmungen häufig
nur etwas über die Mobilisierungsfähigkeit
von einzelnen Interessengruppen oder die
Zeitkapazitäten einzelner stark engagierter
Aktivisten aussagen, lassen sich aus reprä-
sentativen Bevölkerungsumfragen auch aus-
gewogenere Schlüsse für die kommunale
Planung (und bedingt auch für die nächste
Kommunalwahl) ziehen.
Aufgrund der Vorzüge von konventionellen
repräsentativen Bürgerbefragungen dürften ihre
Ergebnisse von der Kommunalpolitik eher zur
Kenntnis genommen werden und damit auch
stärker umgesetzt werden.
Das Esslinger Fallbeispiel
Ein gut dokumentiertes Beispiel für dialog-
orientierte netzgestützte Beteiligungsinstru-
mente bietet die moderierte Internetplattform der
Stadt Esslingen (Trenel et al. 2001). In der ba-
den-württembergischen Stadt mit ca. 90.000
Einwohnern hatte es eine außerordentlich kon-
troverse Diskussion über neue Baugebiete gege-
ben. Nachdem sich eine Bürgerinitiative gegen
die Ausweisung eines Baugebietes gebildet hatte
und die Lokalzeitung mehrmals den Planungs-
konflikt aufgriff, regte das Stadtplanungsamt
noch vor dem Aufstellungsbeschluss zum Be-
bauungsplan ein Bürgerbeteiligungsverfahren
an. Daraufhin wurde eine Internetplattform in
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Auftrag gegeben. Dieses Internetprojekt, bei
dem Bürger vier Wochen Zeit hatten, die Poten-
ziale und Probleme der Ausweisung von neuen
Baugebieten zu diskutieren, wurde auf einer
Bürgerversammlung, an der über 200 Bürger
teilnahmen, vorgestellt und in der Folgezeit von
den Moderatoren intensiv betreut. Um die Es-
kalation von potenziellen Konflikten zu vermei-
den, versuchten die Moderatoren zu verhindern,
dass unsachliche Kommentare oder Beleidigun-
gen von einzelnen Teilnehmern ins Netz gestellt
werden konnten. Eine intensive Betreuung war
auch deswegen nötig, weil ansonsten die Bürger
nur schwer überhaupt zur Beteiligung motiviert
werden können. Aufgrund dieser intensiven
Betreuung gehört dieses Projekt sicherlich zur
„Spitzenklasse“ und stellt in der kommunalen
Praxis eher die Ausnahme dar (Habekost 1999,
S. 46). Allerdings eskalierte auch im Esslinger
Fall trotz der intensiven Moderation ein Kon-
flikt, als einige provokative Teilnehmerbeiträge
im Netz veröffentlicht wurden und die Kontra-
henten sich gegenseitig beschimpften und mit
Klagen drohten (ebenda, S. 23).
Darüber hinaus nahmen – trotz intensiver
Öffentlichkeitsarbeit und Betreuung - nur 20
Bürger aktiv an dieser moderierten Internet-
plattform teil, von denen fast alle gegen die
Ausweisung von neuen Baugebieten waren,
was zu entsprechenden Beteiligungsergebnis-
sen führte.
Auch die Teilnehmerstruktur der mode-
rierten Internetplattform weist eine deutliche
soziale Schieflage auf:
„Von den aktiv beteiligten Bürgern waren
zwei Drittel männlich, die meisten zwischen
40 und 50 Jahre alt und ca. 50 % von ihnen
gingen Berufen mit akademischer Qualifika-
tion nach“ (Trenel et al. 2001, S. 24).
Darüber hinaus beteiligten sich Vereins- und
Verbandsvertreter überproportional an der De-
batte. Diese sozial selektive Zusammensetzung
ist in den Augen der Moderatoren unproblema-
tisch, da dieses Beteiligungsverfahren nur zur
Vorbereitung (Trenel 2002, S. 4), aber nicht
zur politischen Entscheidung selbst eingesetzt
werde und damit die Entscheidungskompetenz
letzten Endes beim Gemeinderat verbleibe.
Allerdings erweist sich die soziale Selek-
tivität durchaus als problematisch, wenn sie zu
selektiven Politikergebnissen führt (Gabriel
2001, S. 189). Wie bereits aufgezeigt, können
Beteiligungsverfahren faktisch den Entschei-
dungshorizont begrenzen. Darüber hinaus ist es
für einen nachhaltigen Umgang mit Beteili-
gungsressourcen auch normativ nicht wün-
schenswert, dass Beteiligungsangebote aus-
schließlich als unverbindliche Informationsbör-
sen verstanden werden, ohne dass eine kon-
krete Umsetzung der Beteiligungsergebnisse
angestrebt wird.
Im Hinblick auf den nachhaltigen Umgang
mit Beteiligungsressourcen kann für den Ess-
linger Fall festgehalten werden, dass die Er-
gebnisse offensichtlich nicht umgesetzt wur-
den. Die Ergebnisse des Beteiligungsprojekts
wurden zwar von einem Moderator im Aus-
schuss für Technik und Umwelt der Stadt Ess-
lingen vorgestellt, dort allerdings nicht mehr
ausführlich diskutiert. Schließlich erfolgte der
Beschluss zur Einleitung des Bebauungsplan-
verfahrens.2
Dies führte auf Seiten der Bürgerinitiative
zum Teil zu heftiger Kritik:
„Für uns war jedoch besonders enttäuschend,
dass sich weder aus der Verwaltungsspitze
noch aus dem Gemeinderat ein Teilnehmer
fand. Wir sehen das Forum deshalb nur als
eine Alibiveranstaltung an, in dem die Bür-
ger sich zwar austoben durften, dessen In-
halte jedoch für die Entscheidungsgremien
keinerlei Bedeutung hatten“.3
Die mangelnde Umsetzung von Beteiligungser-
gebnissen kann sicherlich nicht alleine dem
Beteiligungsinstrument selbst angelastet werden,
sondern dürfte auch an dem konfliktreichen
Beteiligungsthema liegen. Allerdings ist gerade
die geringe Teilnahme von Seiten der Kommu-
nalpolitiker, trotz mehrfacher Bemühungen der
Moderatoren, diese zur Teilnahme an dem In-
ternet-Forum zu motivieren, symptomatisch.
Die Gemeinderäte, die es sich ansonsten nicht
nehmen lassen, auf Bürgerversammlungen auf-
zutreten, scheinen gegenüber Internetforen rela-
tiv reserviert eingestellt zu sein. Dies weist auf
massive Umsetzungsdefizite hin.
Vergleicht man nun die Leistungen der
moderierten Internetplattform mit einem kon-
ventionellen dialogorientierten Beteiligungs-
verfahren – zum Beispiel der Planungszelle
und dem Bürgerforum (vgl. Fuchs/Kastenholz
in diesem Schwerpunkt), wird deutlich, dass
Internetplattformen bis heute deutlich schlech-
ter hinsichtlich der sozialen Repräsentativität
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und der Umsetzungschancen von Beteiligungs-
ergebnissen abschneiden.
Lediglich in Bezug auf die Transparenz
des Verfahrens erzielt die moderierte Internet-
plattform deutlich bessere Ergebnisse als das
Bürgerforum. Während das Bürgergutachten,
das aus dem Bürgerforum hervorgeht, nur für
wenige unmittelbar einsehbar ist und auch stär-
ker die Ergebnisse von Diskussionsprozessen
als den Diskussionsverlauf wiedergibt, wird der
Diskussionsprozess im Fall von Internetplatt-
formen für Außenstehende problemlos zu-
gänglich und nachvollziehbar.
Zusammenfassende Bewertung der Fallbei-
spiele
Die netzgestützten Beteiligungsinstrumente, die
hier dargestellt wurden, weisen bemerkenswerte
Gemeinsamkeiten im Hinblick auf die Umset-
zung von Beteiligungsergebnissen und die so-
ziale Zusammensetzung der Verfahren auf.
Bei beiden Beteiligungsverfahren waren,
unabhängig von den konkreten Fallkonstella-
tionen, erhebliche Umsetzungsprobleme zu
erwarten: ihre Ergebnisse waren unzureichend
in den politischen Prozess eingebunden und
stießen bei den politischen Entscheidungsträ-
gern aus unterschiedlichen Gründen auf eine
relativ ausgeprägte Skepsis4. Darüber hinaus
lassen sich die Umsetzungsdefizite auch auf die
konkreten Themen zurückführen. In beiden
Fällen handelte es sich um räumliche Vertei-
lungskonflikte, in denen auch in konventionel-
len Beteiligungsverfahren, wie z. B in Mediati-
onsverfahren, nur schwer Konsens zu erzielen
ist (Holtkamp und Stach 1995). Nicht zuletzt
wurde in beiden Fällen das Verfahren der Bür-
gerbeteiligung erst relativ spät eingesetzt, so
dass der Eindruck entstehen konnte, es werde
ausschließlich eingesetzt, um Widerstände
gegen bereits feststehende Beschlüsse zu redu-
zieren. Allerdings spricht vieles dafür, dass
netzgestützte Beteiligungsverfahren in anderen
Fallkonstellationen mit noch stärkeren „Mobi-
lisierungsproblemen“ konfrontiert werden.
Ohne die Vorlage konkreter Planungen und die
mit räumlichen Konflikten einhergehende star-
ke Betroffenheit ist wohl kaum damit zu rech-
nen, dass sich ein nennenswerter Teil der Bür-
ger überhaupt in netzgestützte Beteiligungsver-
fahren einbringt.
Bezüglich der sozialen Zusammensetzung
der Beteiligungsverfahren zeigt sich, dass es
offensichtlich kaum gelungen ist, neue Adres-
satenkreise anzusprechen und beispielsweise
Jugendliche und junge Erwachsene zu mobili-
sieren. Der Sachverhalt, dass sich diese Grup-
pen nicht stärker an den netzgestützten Verfah-
ren beteiligen, lässt sich auch darauf zurück-
führen, dass es auf kommunaler Ebene häufig
um Fragen der räumlichen Planung geht, die in
der Regel Eigentümer von Eigenheimen stärker
betreffen und häufig erst in einer späteren Le-
bensphase relevant werden.
Darüber hinaus spricht einiges dafür, dass
auch in netzgestützten Beteiligungsverfahren
organisierte Interessen eine nicht zu unterschät-
zende Rolle spielen.
Des Weiteren wurden beide netzgestützten
Beteiligungsverfahren von konventionellen An-
geboten (Bürgerversammlung und Auslage von
Fragebögen im Ortsamt) flankiert. Hilmar
Westholm empfiehlt zu Recht diese „multikana-
lige“ Vorgehensweise, weil anderenfalls große
Teile der Bevölkerung ausgeschlossen werden
könnten. Um die digitale Kluft zu vermeiden,
sollte diese Doppelstruktur beibehalten werden,
was wiederum zu einem Mehraufwand führt, so
dass anspruchsvollere netzgestützte Beteili-
gungsverfahren zu vergleichbaren Kosten wie
konventionelle Beteiligungsverfahren (z. B.
schriftliche Bürgerbefragungen oder Planungs-
zellen) führen. Die grundlegenden Probleme von
Bürgerbeteiligung – die sozial selektive Zu-
sammensetzung und der nachhaltige Umgang
mit Beteiligungsressourcen – hingegen können
netzgestützte Beteiligungsverfahren offensicht-
lich weniger effektiv lösen als die schriftliche
Bürgerbefragung oder die Planungszelle.
Bei dieser Bewertung handelt es sich um
eine erste Momentaufnahme, die zugleich auf
einer schmalen empirischen Basis beruht. Auch
der Vergleich von netzgestützten und konven-
tionellen Beteiligungsverfahren bedarf sicherlich
noch der empirischen Fundierung. So wäre es
aus wissenschaftlicher Sicht wünschenswert,
wenn netzgestützte und konventionelle Beteili-
gungsverfahren systematisch-vergleichend un-
tersucht werden könnten. In der kommunalen
Praxis sind Experimente mit netzgestützten Be-
teiligungsverfahren aufgrund des skizzierten
Rationalisierungsdrucks aber wenig wahr
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scheinlich, zumindest wenn diese aus kommu-
nalen Mitteln finanziert werden sollen.
3 Resümee und Ausblick
Während die Akzeptanz von konventionellen
Beteiligungsverfahren sowohl bei den Bürgern
als auch bei den kommunalen Entscheidungs-
trägern relativ hoch ist, ist dies bei netzge-
stützten Beteiligungsverfahren heute weniger
der Fall. Auch in Zukunft ist kaum mit einer
Expansion von qualitativ anspruchsvollen
netzgestützten Beteiligungsverfahren in der
kommunalen Praxis zu rechnen. Dies lässt sich
zum einen auf die generelle Distanz vieler
Ratsmitglieder zum Medium Internet zurück-
führen (Grabow und Floeting 1999, S. 4). Zum
anderen erscheint ihr Mehrwert und konkreter
Nutzen fraglich. Bis heute schneiden be-
stimmte netzgestützte Beteiligungsverfahren
im Vergleich zu konventionellen Verfahren
(Planungszelle bzw. repräsentative Bürgerbe-
fragung) im Hinblick auf die soziale Ausgewo-
genheit des Teilnehmerkreises und die Umset-
zung von Beteiligungsergebnissen deutlich
schlechter ab und verursachen dennoch ver-
gleichbare Kosten. Fragen wie die Anbindung
der internetgestützten Beteiligungsverfahren an
politische Entscheidungsprozesse und die Um-
setzung von Beteiligungsergebnissen, welche
von den kommunalen Entscheidungsträgern als
außerordentlich wichtig erachtet werden, wur-
den in der stark technikzentrierten Diskussion
bis dato vernachlässigt (so auch IFOK 2001, S.
106). Dies gilt auch im Hinblick auf den Druck
der Kommunen, angesichts der finanziellen
Engpässe bei der Auswahl von Beteiligungsin-
strumenten Prioritäten zu setzen. Dies mögen
auch die Gründe dafür sein, warum netzge-
stützte Beteiligungsverfahren in der wissen-
schaftlichen Diskussion im Gegensatz zur
kommunalen Praxis euphorisch begrüßt wurden.
Festzuhalten bleibt, dass anspruchsvolle
netzgestützte Beteiligungsinstrumente auch in
naher Zukunft nicht ohne „goldene Zügel“
überleben werden, d. h., dass sie lediglich in
von Bund, Land oder Wissenschaft geförderten
Modellvorhaben erprobt werden, ohne jedoch
eine nennenswerte Breitenwirkung zu erzielen5.
Es bleibt abzuwarten, ob in diesen wenigen
„sozialen Laboratorien“ adäquate soziale und
technische Lösungen für die in diesem Beitrag
skizzierten Problemlagen entwickelt werden
können.
Demgegenüber ist zu erwarten, dass einfa-
che netzgestützte Beteiligungsinstrumente (wie
beispielsweise nicht moderierte Internetplatt-
formen oder Chats mit dem Verwaltungschef)
sich ausbreiten werden, weil sie eine relativ
kostengünstige Profilierung im politischen
Wettbewerb ermöglichen und der Forderung
nach mehr Partizipation entgegen zu kommen
scheinen. Die Ergebnisse dieser Verfahren
dürften aber für die kommunale Planung noch
weniger aussagekräftig sein als die von an-
spruchsvolleren netzgestützten Instrumenten, so
dass sie weniger unter die Rubrik „E-
Democracy“ als unter „symbolische Politik“
fallen.
Das Internet wird in Zukunft in erster Li-
nie über seine Potenziale zur Information Ein-
fluss auf kommunale Bürgerbeteiligung gewin-
nen. Für die Begleitung von Beteiligungspro-
zessen bietet das Internet gegenüber anderen
Informationsmedien entscheidende Vorteile:
 Durch die Einspeisung von Ratsprotokollen
(bei einzurichtenden Suchfunktionen) kann
dem Bürger zum Beispiel ein Überblick über
wichtige Entscheidungen in bestimmten
Politikfeldern gegeben werden;
 durch anspruchsvolle 3-D-Präsentationen
im Netz kann sich der Bürger beispielsweise
ein besseres Bild von einem neuen Bebau-
ungsplan machen ;
 unabhängig von Öffnungszeiten der Ver-
waltung kann sich der Bürger informieren
und
 die Informationen können auf städtischen
Internetseiten im Gegensatz zu Broschüren
etc. relativ problemlos aktualisiert werden.
Diese Informationspotenziale des Internets kön-
nen nicht nur zur Vorbereitung von konventio-
nellen Beteiligungsverfahren, sondern gerade
auch in der unmittelbaren Beteiligungsphase
selbst genutzt werden, um den Mangel an Tran-
sparenz, wie sie am Beispiel der Planungszelle
angedeutet wurden, zu reduzieren. Auch der
langwierige und komplexe Implementationspro-
zess von Beteiligungsergebnissen kann über die
städtischen Internetseiten transparenter gestaltet
werden.
Allerdings ergeben sich bei einem derartig
umfassenden Informationsanspruch durchaus
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erhebliche Kapazitätsprobleme auf Seiten der
Verwaltung, welche aber mittelfristig, zumin-
dest in mittleren und größeren Kommunen,
lösbar sein dürften. Darüber hinaus dienen
städtische Internetseiten, beispielsweise als
„Visitenkarten“ im Standortwettbewerb, aus-
schließlich der positiven Außendarstellung der
Verwaltung, was eine offenere Informati-
onspolitik der Verwaltung nicht gerade begün-
stigt. Diese selektive Informationspolitik kann
aber, zumindest im begrenzten Maße, durch die
zunehmende Zahl der Internetseiten von Bür-
gerinitiativen und anderen „Gegenspielern“
kompensiert werden.
Ob diese durchaus wichtigen, aber eher
flankierenden Leistungen des Internets im Zu-
ge von Beteiligungsverfahren allerdings zu-
künftig ausreichen werden, um begründet von
der Umsetzung der E-Democracy auf kommu-
naler Ebene reden zu können, ist mehr als
zweifelhaft.
Anmerkungen
1) Nicht dialogorientierte Instrumente heißt, dass
die Bürger nur in relativ reduzierter Form ihre
Meinung der Verwaltung mitteilen können, ohne
dass diese Positionen in einem gemeinsamen
Diskussionsprozess weiterentwickelt werden.
2) Esslinger Woche vom 25.7.2001: „Etappensieg
für OB Zieglers Baupolitik“
3) Stellungnahme der Initiative auf ihrer Homepage
http://www.zeller-egert.de/hauptteil_
diskussionsforum.html
4) So berichtet auch Hilmar Westholm von einem
gerade in Bremen abgeschlossenen netzgestützten
dialogorientierten Beteiligungsverfahren, dessen
Ergebnisse auf erhebliche Vorbehalte bei Politik
und Verwaltung stießen (http://www.uni-bremen.
de/campus/campuspress/altpress/02-048.php3).
5) Dies deckt sich auch mit den Ergebnissen einer
Umfrage des Deutschen Instituts für Urbanistik,
in der alle befragten Kommunen über 50.000
Einwohnern angaben, dass die Planung von
netzgestützten Beteiligungsinstrumenten eine
vergleichsweise geringe Priorität besitzt (Gra-
bow und Krüger 2001).
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« »
Die informierte Stadt
Empirische Befunde und praktische
Beobachtungen zu kommunalen In-
ternetauftritten
von Peter Behringer, Stadt Karlsruhe
Die ersten deutschen Städte gingen noch
vor Bund und Ländern ins Internet. Kom-
munale Webpräsenzen sind in Bezug auf
ihre Zielgruppen die erfolgreichsten Behör-
denportale überhaupt. Eine neue Informati-
onskultur auf lokaler Ebene ist im Entste-
hen, die „informierte Stadt“. In diesem Bei-
trag wird der Weg der Kommunen zur in-
formierten Stadt beschrieben, zunächst
anhand empirischer Daten, die überwiegend
aus dem praktischen Betrieb eines kommu-
nalen Internetauftritts gewonnen wurden.
Im zweiten Teil werden dann die typischen
Probleme diskutiert, die beim Aufbau und
der Gestaltung des kommunalen Informati-
onsangebots zu lösen sind.
1 Einleitung
Die Diskussion um E-Governance gibt den
Momenten „Information“, „Kommunikation“
und „Diskurs“ wieder neues Gewicht, die in den
aktuellen E-Government-Projekten aller Ver-
waltungsebenen gegenwärtig zu kurz zu kom-
men scheinen. Zu wenig wird bei der Gestaltung
behördlicher Leistungserbringung über das Netz
beachtet, dass hier ein Prozess der Vereinheitli-
chung und Vorverlagerung des „Kundenkon-
takts” eingeleitet wird, der nur dann funktionie-
ren kann, wenn er – trotz aller technischer Ver-
mittlungen, rechtlicher Rahmenbedingungen
und immenser organisatorischer Implikationen –
als partnerschaftlicher Kommunikationsprozess
mit den Bürgern verstanden wird. Doch genau
darin unterscheidet sich E-Government von
